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203015

Verordnung
über die Ausbildung und Prüfung

für die Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes
der Laufbahngruppe 2 des umwelttechnischen 

Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen
(Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

umwelttechnischer Dienst 2.1 –VAP U 2.1) 

Vom 6. März 2019

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) verord-
net das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium des Innern und dem Ministerium der Finan-
zen:

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1   Geltungsbereich, Einstellungsbehörde und Einstel-
lungsvoraussetzungen

§ 2  Bewerbung

§ 3  Einstellung

§ 4  Ernennung, Beendigung des Beamtenverhältnisses, 
vorzeitige Entlassung

§ 5  Zweck und Ziel des Vorbereitungsdienstes

Teil 2 
Ausbildung

§ 6  Dauer des Vorbereitungsdienstes

§ 7   Ausbildungsbehörde, Ausbildungsleitung, 
Organisation der Ausbildung

§ 8  Gliederung und Inhalt der Ausbildung

§ 9  Ausbildungsnachweis

§ 10  Beurteilung der praktischen Ausbildung

§ 11  Urlaub

Teil 3 
Laufbahnprüfung

§ 12  Zweck der Laufbahnprüfung

§ 13  Prüfungsausschuss

§ 14  Art der Prüfungen

§ 15  Durchführung der Aufsichtsarbeiten

§ 16  Durchführung der häuslichen Prüfungsarbeit

§ 17  Durchführung der mündlichen Prüfung

§ 18  Unterbrechung der Prüfung, Rücktritt

§ 19  Bewertung der Prüfungsleistungen im Einzelnen

§ 20  Gesamtergebnis

§ 21  Prüfungszeugnis

§ 22  Wiederholung der Prüfung

§ 23  Regelungen für Menschen mit Behinderungen

§ 24  Niederschrift und Einsichtnahme

§ 25  Verstöße gegen die Prüfungsordnung

Teil 4
Schlussbestimmungen

§ 26  Übergangsvorschrift

§ 27  Schlussvorschriften

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Geltungsbereich, Einstellungsbehörde und 

 Einstellungsvoraussetzungen

(1) Diese Verordnung regelt die Einstellung, Ausbildung 
und Prüfung für die Ämtergruppe des ersten Einstiegs-
amtes der Laufbahngruppe 2 des umwelttechnischen 
Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen.

(2) Einstellungsbehörden sind für Bewerbungen

1.   beim Land Nordrhein-Westfalen die Bezirks-
regierungen,

2.   bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden die 
Kreise und kreisfreien Städte.

Das für Umwelt zuständige Ministerium (Ministerium) 
kann auf Antrag auch andere Behörden des Landes 
sowie Gemeinden und Gemeindeverbände, die über ge-
eignete Fachkräfte und Einrichtungen verfügen, als Ein-
stellungsbehörden zulassen.

(3) Zur Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungsdiens-
tes kann zugelassen werden, wer

1.   die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ernennung 
zur Beamtin oder zum Beamten erfüllt,

2.   nach seinen charakterlichen, geistigen und körperli-
chen Anlagen für die Laufbahn geeignet ist, wobei 
von schwerbehinderten Menschen und ihnen gleichge-
stellten behinderten Menschen nur das für die Lauf-
bahn erforderliche Mindestmaß an körperlicher Eig-
nung verlangt werden darf,

3.   das Abschlusszeugnis des zu einem Bachelorgrad oder 
einer entsprechenden Qualifi kation führenden Studi-
ums an einer Fachhochschule, einer Universität, einer 
technischen Hochschule oder einer anderen gleichste-
henden Hochschule in einer für die Laufbahn geeig-
neten ingenieurwissenschaftlichen Fachrichtung be-
sitzt und

4.   am Tag der Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf, die in § 14 Absatz 3 und 6 des Landesbeam-
tengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S.  244) geändert worden ist, 
für die Einstellung in das Beamtenverhältnis auf 
Probe festgelegten Altersgrenzen um mindestens drei 
Jahre unterschreitet. §  14 Absatz  5, 7, 10 und 11 des 
Landesbeamtengesetzes gilt entsprechend.

(4) Für die Laufbahn geeignete ingenieurwissenschaftli-
che Fachrichtungen im Sinn von Absatz  3 Nummer  2 
sind zum Beispiel Bauingenieurwesen, Maschinenbau, 
Elektrotechnik, Chemieingenieurwesen, Bioingenieur-
wesen, Technischer Umweltschutz, Versorgungstechnik 
sowie Sicherheitstechnik. Das Ministerium kann auf An-
trag der Einstellungsbehörde vor der jeweiligen Stellen-
ausschreibung weitere für das Fachgebiet Umwelttech-
nik geeignete Studiengänge anerkennen.

§ 2 
Bewerbung

(1) Bewerbungen sind an die Einstellungsbehörde zu 
richten.

(2) Der Bewerbung sind beizufügen:

1.  ein Lebenslauf,

2.   eine Kopie des letzten Zeugnisses einer allgemeinbil-
denden Schule,

3.   eine Kopie des Abschlusszeugnisses nach § 1 Absatz 3 
Nummer 3 und

4.   Kopien von Zeugnissen der praktischen Tätigkeiten 
und Prüfungen seit der Schulentlassung.

§ 3
Einstellung

(1) Über die Einstellung entscheidet die Einstellungs-
behörde nach einem geeigneten Auswahlverfahren. Ein-
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stellungstermine sind in der Regel der 1. April und der 
1. Dezember eines jeden Jahres.

(2) Vor der Einstellung sind der Einstellungsbehörde auf 
Anforderung vorzulegen:

1.   beglaubigte Kopien der Personenstandsurkunden 
(Geburtsurkunde oder Geburtsschein, gegebenenfalls 
Heiratsurkunde oder Lebenspartnerschaftsurkunde, 
Geburtsurkunden oder Geburtsscheine der Kinder),

2.   Originale oder beglaubigte Kopien der in § 2 Absatz 2 
genannten Zeugnisse,

3.   ein amtliches Zeugnis der unteren Gesundheitsbe-
hörde des Hauptwohnsitzes, das auch über Seh- und 
Farbunterscheidungs- und Hörvermögen Auskunft 
gibt und nicht älter als drei Monate ist,

4.   ein aktueller Auszug aus dem Bundeszentralregister 
der Belegart 0, beziehungsweise bei europäischen 
Staatsbürgerinnen oder Staatsbürgern ein europäi-
sches Führungszeugnis gemäß § 30b des Bundeszent-
ralregistergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 
I S. 195), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl.  I S.  2732) geändert worden ist, 
der zuständigen Meldebehörde,

5.  zwei Passbilder aus neuester Zeit,

6.   eine persönliche schriftliche Erklärung, ob gerichtli-
che Vorstrafen vorliegen oder ein gerichtliches Straf-
verfahren oder ein Ermittlungsverfahren der Staats-
anwaltschaft anhängig ist,

7.   eine persönliche schriftliche Erklärung, ob geordnete 
wirtschaftliche Verhältnisse vorliegen und 

8.   gegebenenfalls einen Nachweis darüber, dass die Be-
werberin oder der Bewerber eine der gemäß §  7 des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl.  I 
S. 1010), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29. November 2018 (BGBl. I S. 2232) geändert worden 
ist, geforderten Staatsangehörigkeiten besitzt.

(3) Aus der Einstellung in den Vorbereitungsdienst kann 
kein Anspruch auf eine spätere Verwendung im öffentli-
chen Dienst hergeleitet werden.

§ 4
Ernennung, Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

 vorzeitige Entlassung

(1) Die Einstellung erfolgt unter Berufung in das Beam-
tenverhältnis auf Widerruf und Ernennung zur Umwelt-
oberinspektoranwärterin oder zum Umweltoberinspek-
toranwärter.

(2) Die dienstrechtlichen Entscheidungen trifft unbe-
schadet besonderer Vorschriften die Einstellungsbehörde.

(3) Das Beamtenverhältnis endet mit Ablauf des Tages, 
an dem die Laufbahnprüfung bestanden wird oder an 
dem das Nichtbestehen der Wiederholungsprüfung be-
kannt gegeben wird.

(4) Die Einstellungsbehörde kann eine Beamtin auf Wi-
derruf oder einen Beamten auf Widerruf aus dem Vorbe-
reitungsdienst entlassen, wenn 

1.   sie oder er die charakterlichen, geistigen oder körper-
lichen Anforderungen nicht erfüllt oder ein anderer 
wichtiger Grund vorliegt oder

2.   zu erkennen ist, dass sie oder er das Ziel der Ausbil-
dung nicht erreichen wird.

§ 5
Zweck und Ziel des Vorbereitungsdienstes

Während des Vorbereitungsdienstes sollen die Anwärte-
rinnen und Anwärter auf allen Gebieten ihrer Laufbahn 
ausgebildet und mit den Aufgaben einer Beamtin oder 
eines Beamten für die Ämtergruppe des ersten Einstiegs-
amtes der Laufbahngruppe 2 des umwelttechnischen 
Dienstes vertraut gemacht werden. Die Ausbildung soll 
auf der Grundlage des während des Studiums erworbe-
nen Wissens gründliche theoretische und praktische 
Kenntnisse über Aufbau, Aufgaben und Arbeitsweisen 
der Umweltverwaltung vermitteln und für die Laufbahn 

befähigen. Dabei sind insbesondere Verantwortungsbe-
reitschaft und Eigeninitiative zu wecken und zu fördern. 
Die Dienststellenleitung ist verantwortlich für die 
Durchführung der Ausbildung. Die Anwärterin und der 
Anwärter haben dabei mitzuwirken, dass die Ausbil-
dungsinhalte vermittelt werden.

Teil 2

Ausbildung

§ 6 

Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert einschließlich Erho-
lungsurlaub drei Jahre. Auf den Vorbereitungsdienst 
werden Studienzeiten mit der Dauer von 21 Monaten an-
gerechnet, die zum Erwerb der in § 1 Absatz 3 Nummer 3 
geforderten Vorbildung geführt haben. Er umfasst die 
gemäß § 8 in Anlage 1 genannten Ausbildungsabschnitte 
und die Prüfung (§  14). Die Ausbildung erfolgt in Voll-
zeit. §  64 Absatz  2 Satz  1 des Landesbeamtengesetzes 
wird nicht angewendet.

(2) Bei Dienstunfähigkeit, Sonderurlaub, Beschäfti-
gungsverboten nach den Bestimmungen über den Mut-
terschutz für Beamtinnen, Elternzeit und bei sonstigen 
Zeiten einer Nichtbeschäftigung von mehr als einem 
Monat jährlich, mit Ausnahme des Erholungsurlaubs, 
kann die Ausbildung angemessen verlängert werden. 
Hierüber entscheidet die Ausbildungsbehörde (§  7) und 
setzt das Ministerium in Kenntnis.

(3) Der Vorbereitungsdienst kann, wenn das Ziel der 
Ausbildung noch nicht erreicht ist, durch die Einstel-
lungsbehörde verlängert werden. 

Er ist auf Vorschlag des Prüfungsausschusses im Fall des 
§ 22 Absatz 3 zu verlängern. Die Verlängerung darf ins-
gesamt ein Jahr nicht überschreiten.

§ 7 

Ausbildungsbehörde, Ausbildungsleitung, 
Organisation der Ausbildung

(1) Ausbildungsbehörde ist die Einstellungsbehörde.

(2) Das Ministerium bestimmt im Einvernehmen mit 
dem für Inneres und dem für Kommunales zuständigen 
Ministerium eine geeignete Beamtin oder einen geeigne-
ten Beamten des technischen Dienstes der Ämtergruppe 
des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 in der 
Umweltverwaltung zur Ausbildungsleiterin oder zum 
Ausbildungsleiter (Landesausbildungsleitung) mit der 
Aufgabe, die Ausbildung zu organisieren und zu koordi-
nieren und die Anwärterinnen und Anwärter während 
der gesamten Ausbildung zu betreuen.

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildungsbehörde 
beauftragt eine geeignete Beamtin oder einen geeigneten 
Beamten des technischen Dienstes der Ämtergruppe des 
zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 mit der 
Überwachung der Ausbildung (Ausbildungsbeauftragte 
oder Ausbildungsbeauftragter) aller nach dieser Verord-
nung Auszubildenden in der Dienststelle. Als Ausbil-
dungsbeauftragte oder Ausbildungsbeauftragter kann 
eine tarifbeschäftigte Person, welche über die in Satz 1 
genannte Laufbahnbefähigung verfügt, beauftragt wer-
den, wenn eine Beamtin oder ein Beamter nicht zur Ver-
fügung steht. Bei den Gemeinden und Gemeindeverbän-
den kann im Ausnahmefall auch eine Person, welche die 
Befähigung für eine in der Umweltverwaltung geforderte 
Laufbahn des technischen Dienstes der Ämtergruppe des 
ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 besitzt, als 
Ausbildungsbeauftragte oder Ausbildungsbeauftragter 
beauftragt werden.

(4) Die Ausbildungsbeauftragten unterweisen die An-
wärterinnen und Anwärter, leiten sie an und vergewis-
sern sich anhand kleinerer, von ihnen selbstständig aus-
zuführender Arbeiten (zum Beispiel Übungsarbeiten, Lö-
sung praktischer Fälle im Innen- und Außendienst, 
Bearbeitung ausgewählter Vorgänge und Kurzvorträge) 
über deren Lernfortschritt.
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§ 8 
Gliederung und Inhalt der Ausbildung

(1) Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in Ausbil-
dungsabschnitte, deren Anzahl, Dauer und Inhalt im 
Ausbildungsrahmenplan (Anlage 1) geregelt sind und 
obliegt den dort genannten Behörden oder Einrichtun-
gen (Ausbildungsstellen). Die Reihenfolge und Dauer der 
Ausbildungsabschnitte kann aus wichtigen Gründen 
durch das Ministerium verändert werden. Die fachtheo-
retische Ausbildung erfolgt in Seminaren und Lehrgän-
gen. Die Lehrgänge werden im Einzelnen nach den im 
Einvernehmen mit dem Ministerium aufgestellten Lehr- 
und Stoffverteilungsplänen durchgeführt. Der Einfüh-
rungslehrgang soll innerhalb des ersten Monats der Aus-
bildung stattfi nden.

(2) Die Ausbildungsbeauftragten stellen für jede Anwär-
terin und jeden Anwärter einen Ausbildungsplan anhand 
des Musters in Anlage 1 auf, in dem die einzelnen Aus-
bildungsabschnitte, die Ausbildungszeiträume und die 
Ausbildungsbehörden zu bezeichnen sind. 

(3) Von der Ausbildungsbehörde wird zu Beginn der Aus-
bildung in ihrem Bereich für jede Anwärterin und jeden 
Anwärter ein detaillierter Teilausbildungsplan aufge-
stellt, in dem die einzelnen Stellen für die in Frage 
 kommenden Ausbildungsgebiete zu bestimmen sind. Die 
Ausbilderinnen und Ausbilder sind in dem Teilausbil-
dungsplan zu benennen. Die Pläne der Ausbildungsbe-
hörden zu den Ausbildungsabschnitten II, V, VI und IX 
sind der Landesausbildungsleitung mitzuteilen. Eine 
Ausfertigung des Teilausbildungsplans ist der Anwärte-
rin oder dem Anwärter auszuhändigen.

§ 9 
Ausbildungsnachweis

Während der Ausbildungsabschnitte II, V, VI, VIII und IX 
ist ein Ausbildungsnachweis zu führen. Darin sind eine 
Übersicht über die Tätigkeiten zu geben und die wesent-
lichsten Dienstverrichtungen hervorzuheben. Der Aus-
bildungsnachweis ist der Ausbilderin oder dem Ausbil-
der monatlich vorzulegen.

§ 10
Beurteilung der praktischen Ausbildung

Nach Beendigung der Ausbildungsabschnitte II und V ist 
durch den jeweiligen Ausbildungsbeauftragten eine Be-
urteilung zu erstellen. Die Ausbildungsbehörde gibt vor 
Ablauf des Ausbildungsabschnitts IX anhand der er-
brachten Leistungen und vorliegenden Beurteilungen 
und auf Grund eigener Bewertungen eine Gesamtbeur-
teilung ab. Beurteilungen sind nach dem Muster der An-
lage 2 zu fertigen und mit einer der in § 19 Absatz 4 fest-
gesetzten Noten und Punktzahlen abzuschließen. Das 
Ergebnis der praktischen Ausbildung wird unmittelbar 
nach den Ausbildungsabschnitten II, V und IX von den 
Ausbildungsbeauftragten mit den Anwärtern erörtert. 
Die Beurteilungen sind zur Ausbildungsakte zu nehmen.

§ 11
Urlaub

Der Erholungsurlaub ist grundsätzlich im Ausbildungs-
abschnitt II, V oder IX zu gewähren. Er ist im gegenseiti-
gen Benehmen restlos in den Ausbildungsplan nach § 8 
Absatz 2 einzuarbeiten. Es ist darauf zu achten, dass der 
zustehende Erholungsurlaub bis zum Ende des Vorberei-
tungsdienstes verbraucht ist.

Teil 3
Laufbahnprüfung

§ 12
Zweck der Laufbahnprüfung

Die Prüfung dient der Feststellung, ob die Anwärterin 
oder der Anwärter für die Laufbahn befähigt ist. Sie 
oder er soll nachweisen, dass sie oder er die erforderli-
chen Fachkenntnisse erworben hat und in der Lage ist, 
diese Kenntnisse in Aufgabenbereichen der Laufbahn 
praxisbezogen anzuwenden.

§ 13
Prüfungsausschuss

(1) Die Prüfung wird vor einem Prüfungsausschuss ab-
gelegt, der vom Ministerium gebildet wird. Dieses beruft 
die Mitglieder und deren Stellvertretungen für die Dauer 
von fünf Jahren. Die Wiederbestellung ist zulässig. Bei 
Bedarf kann ein weiterer Prüfungsausschuss berufen 
werden. Die Geschäftsführung wird dem Landesamt für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz übertragen. Der 
Prüfungsausschuss führt die Bezeichnung „Prüfungsaus-
schuss für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 
des umwelttechnischen Dienstes im Land Nord-
rhein-Westfalen“. Er führt das kleine Landessiegel. Die 
Sitzungen sind nicht öffentlich.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus

1.   einer Beamtin oder einem Beamten, die oder der die 
Befähigung für eine in der Umweltverwaltung gefor-
derte Laufbahn der Ämtergruppe des zweiten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des technischen 
Dienstes besitzt, als der oder dem Vorsitzenden,

2.   vier Beamtinnen oder Beamten, die die Befähigung 
für eine in der Umweltverwaltung geforderte Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 besitzen und

3.   einer Beamtin oder einem Beamten des allgemeinen 
Verwaltungsdienstes der Ämtergruppe des zweiten 
Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 mit der Befähi-
gung zum Richteramt.

In den Fällen der Nummer 2 und 3 kann im Ausnahme-
fall eine tarifbeschäftigte Person, welche die jeweils 
 geforderte Laufbahnbefähigung besitzt, in den Prü-
fungsausschuss berufen werden. Jedes Mitglied hat eine 
ausreichende Anzahl an Stellvertreterinnen oder Stell-
vertretern. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind 
bei ihren Prüfungsentscheidungen an Weisungen nicht 
gebunden. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
führt die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses 
und bestimmt die Prüfungstermine.

§ 14
Art der Prüfungen

(1) Die Laufbahnprüfung besteht aus

1.   zwei schriftlichen Aufsichtsarbeiten nach dem Ausbil-
dungsabschnitt III,

2.   einer häuslichen Prüfungsarbeit im Ausbildungsab-
schnitt V und

3.   einer mündlichen Prüfung am Ende des Ausbildungs-
abschnitts IX.

(2) Im schriftlichen Teil der Prüfung (Absatz  1 Num-
mer  1 und 2) soll die Anwärterin oder der Anwärter 
nachweisen, dass gründliche Fachkenntnisse und das 
notwendige Methodenwissen vorhanden sind, Aufgaben 
sicher erfasst und in der vorgegebenen Zeit mit den zu-
gelassenen Hilfsmitteln gelöst und die Ergebnisse in pra-
xisgerechter Form begründet werden können.

(3) Im mündlichen Teil der Prüfung (Absatz  1 Num-
mer 3) soll zu praxisbezogenen Fragen Stellung genom-
men und gezeigt werden, dass die Fähigkeit besteht, sich 
auf neue Argumente einzustellen und Lösungsvorschläge 
zu entwickeln.

§ 15
Durchführung der Aufsichtsarbeiten

(1) Am Ende des Ausbildungsabschnittes III ist je eine 
Aufsichtsarbeit aus den Stoffgebieten „fachübergrei-
fende und fachbezogene Rechtsgrundlagen“ zu fertigen. 
Die Aufsichtsarbeiten werden an zwei aufeinander fol-
genden Tagen über einen Zeitraum von je vier Stunden 
gefertigt. Die Themen der Aufsichtsarbeiten werden vom 
Prüfungsausschuss festgelegt.

(2) Die Aufgaben sind getrennt in verschlossenen Um-
schlägen aufzubewahren und erst an den Prüfungstagen 
in Gegenwart der Anwärterinnen und Anwärter zu öff-
nen. Bei jeder Aufgabe sind die Zeit, in der sie zu lösen 
ist und die Hilfsmittel, die benutzt werden dürfen, anzu-
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geben. Die Lösungen dürfen keinen Hinweis auf die An-
wärterinnen oder die Anwärter enthalten. Spätestens mit 
Ablauf der Bearbeitungszeit sind die Arbeiten der Auf-
sicht mit allen Entwürfen und Arbeitsbögen abzugeben.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt bei den Aufsichtsarbeiten, wer die Aufsicht 
führt. Vor Beginn der Aufsichtsarbeiten ist auf die Folgen 
eines Täuschungsversuchs oder eines erheblichen Versto-
ßes gegen die Ordnung hinzuweisen.

(4) Über den Verlauf der Prüfung fertigt die Aufsicht 
eine Niederschrift und vermerkt in ihr jede Unregelmä-
ßigkeit und den Zeitpunkt der Abgabe der Arbeiten. Sie 
fertigt eine Sitzordnung mit Angabe der Kennzahlen der 
Anwärterinnen und Anwärter. Die Lösungen, die Sitz-
ordnung mit Kennzahlen und die Niederschrift sind si-
cher verschlossen der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses unmittelbar zu übersenden. Die Liste 
der Kennzahlen ist bis zum Abschluss der Bewertung der 
Aufsichtsarbeiten unter Verschluss zu halten.

§ 16

Durchführung der häuslichen Prüfungsarbeit

(1) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
stellt anhand von Themenvorschlägen der Ausbildungs-
behörden das von der Anwärterin oder dem Anwärter in 
der häuslichen Prüfungsarbeit zu behandelnde Thema. 
Dabei sollen nach Möglichkeit in den Behörden anhän-
gige Verwaltungsvorgänge den fachlichen Inhalt der Prü-
fungsarbeit bilden.

(2) Die Prüfungsarbeit ist mit einer Erklärung, dass die 
Arbeit selbst verfasst wurde, und unter Angabe der 
Hilfsmittel vier Wochen nach Aushändigung der The-
menstellung bei der Ausbildungsbehörde abzugeben. Die 
Ausbildungsbehörde hat die Prüfungsarbeit unverzüg-
lich an den Prüfungsausschuss weiterzuleiten.

§ 17

Durchführung der mündlichen Prüfung 

(1) Die Zulassung zur mündlichen Prüfung setzt voraus, 
dass der schriftliche Teil der Prüfung bestanden wurde. 

(2) Die mündliche Prüfung wird vor dem Prüfungsaus-
schuss abgelegt. Dieser ist beschlussfähig, wenn die oder 
der Vorsitzende und mindestens drei weitere Mitglieder 
anwesend sind. Die oder der Vorsitzende leitet die münd-
liche Prüfung und hat darauf hinzuwirken, dass die An-
wärterin oder der Anwärter in geeigneter Weise befragt 
wird. Sie oder er ist berechtigt, jederzeit in die Prüfung 
einzugreifen.

(3) Die Prüfung erfolgt in Form eines freien Vortrags von 
in der Regel 15 Minuten und eines Prüfungsgesprächs 
von 45 Minuten. Das Thema des Vortrags ist drei Tage vor 
Beginn der mündlichen Prüfung bekanntzugeben.

Im Prüfungsgespräch ist nachzuweisen, inwieweit die im 
Vorbereitungsdienst vermittelten technischen, fachtech-
nischen und verwaltungsrechtlichen Grundlagen, insbe-
sondere

1.   die Produktionstechnologien und deren Bewertung 
hinsichtlich der Auswirkungen auf Menschen, Wasser, 
Boden, Luft und Sachgüter,

2.   Technologien zur Vermeidung und Verminderung um-
weltbeeinträchtigender Auswirkungen sowie

3.   die Grundsätze, Zielsetzungen und Strategien bei 
Wasser, Boden, Luft, Abfall und Lärm

beherrscht werden.

Die mündliche Prüfung soll in der Regel als Einzelprü-
fung durchgeführt werden.

(4) Die Prüfung und die Beratung sind nicht öffentlich. 
Während der mündlichen Prüfung, können Beauftragte 
der Einstellungsbehörde und die Ausbildungsleitung zu-
gegen sein, nicht dagegen bei der Festsetzung der Prü-
fungsnoten.

§ 18 
Unterbrechung der Prüfung, Rücktritt

(1) Ist eine Anwärterin oder ein Anwärter durch Krank-
heit oder sonstige von ihr oder ihm nicht zu vertretende 
Umstände an der Ablegung von Prüfungsteilen gehin-
dert, so ist dies der oder dem Vorsitzenden gegenüber un-
verzüglich anzuzeigen. Die Hinderungsgründe sind in 
geeigneter Form glaubhaft zu machen. Im Fall der Er-
krankung ist ein ärztliches Attest vorzulegen.

(2) In besonderen Fällen kann mit Genehmigung der 
oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses von Prü-
fungsteilen zurückgetreten werden.

(3) Wird die Prüfung aus den in Absatz 1 und 2 genann-
ten Gründen abgebrochen, so wird die Prüfung an einem 
von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestimmenden Termin fortgesetzt und entschieden, ob 
und in welchem Umfang bereits erbrachte Prüfungsleis-
tungen anzurechnen sind.

§ 19
Bewertung der Prüfungsleistungen im Einzelnen

(1) Die Aufsichtsarbeiten (§  15) sind von zwei Mitglie-
dern des Prüfungsausschusses zu bewerten. Die oder der 
Vorsitzende bestimmt, welches Mitglied die Erstbeurtei-
lungen und welches die Zweitbeurteilungen vornimmt. 
Bei abweichender Beurteilung entscheidet die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Erst nach Bewer-
tung sämtlicher Arbeiten ist die Anonymität (§  15 Ab-
satz  4) aufzuheben. Prüfungsbewertungen dürfen nach 
Aufhebung der Anonymität nicht mehr geändert werden.

(2) Die häusliche Prüfungsarbeit (§ 16) ist von der oder 
dem Ausbildungsbeauftragten (§  7 Absatz  3) oder einer 
von ihr oder ihm beauftragten Person mit ingenieur- 
oder naturwissenschaftlichem Hochschulabschluss zu 
bewerten. Die endgültige Bewertung der Leistung nimmt 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses vor. 
Sie oder er kann von einer sachkundigen Person für die 
Prüfungsarbeit einen weiteren Bewertungsvorschlag ein-
holen.

(3) Die Leistungen während des Vortrags und im Prü-
fungsgespräch (§ 17) sind vom Prüfungsausschuss zu be-
werten. Die Entscheidungen werden vom Prüfungsaus-
schuss mit Stimmenmehrheit getroffen. Eine Enthaltung 
ist unzulässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
oder der Vorsitzende. Eine einmal getroffene Prüfungsbe-
wertung kann nicht mehr geändert werden. Bei der Fest-
stellung des Ergebnisses der mündlichen Prüfung wer-
den der Vortrag mit 15 Prozent und das Prüfungsge-
spräch mit 85 Prozent berücksichtigt.

(4) Die Einzelleistungen nach den Absätzen 1 bis 3 dür-
fen nur wie folgt und unter Verwendung von vollen 
Punktzahlen bewertet werden.

15 und 14 Punkte: 
sehr gut (1) = eine den Anforderungen in besonderem 
Maße entsprechende Leistung;

13 bis 11 Punkte:
gut (2) = eine den Anforderungen voll entsprechende 
Leistung;

10 bis 8 Punkte:
befriedigend (3) = eine im Allgemeinen den Anforderun-
gen entsprechende Leistung;

7 bis 5 Punkte:
ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforderungen noch ent-
spricht;

4 bis 2 Punkte: 
mangelhaft (5) = eine den Anforderungen nicht entspre-
chende Leistung, die jedoch erkennen lässt, dass die not-
wendigen Grundkenntnisse vorhanden sind und die 
Mängel in absehbarer Zeit behoben werden könnten;

1 und 0 Punkte: 
ungenügend (6) = eine den Anforderungen nicht entspre-
chende Leistung, bei der selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden könnten.
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(5) Bei der Bewertung von Einzelleistungen ist insbeson-
dere die Richtigkeit der sachlichen Aussage, die prakti-
sche Anwendbarkeit, die Art und Folgerichtigkeit der 
Begründung, die Gliederung der Darstellung und die 
Ausdrucksweise zu berücksichtigen.

(6) Bei der Ermittlung der Durchschnittsnoten und von 
Punktwerten aus den Punktzahlen ist der arithmetische 
Mittelwert auf zwei Dezimalstellen zu berechnen. Bei der 
Ermittlung der Abschlussnote ist das Ergebnis bis 0,49 
der schlechteren und ab 0,50 der besseren Punktzahl zu-
zuordnen.

(7) Führt die Bewertung der Aufsichtsarbeiten oder der 
häuslichen Prüfungsarbeit dazu, dass die Prüfung nicht 
bestanden ist (§  20 Absatz  5 Nummer  1 bis 4) ist §  21 
Absatz 2 und § 22 entsprechend anzuwenden. 

§ 20
Gesamtergebnis

(1) Nach der mündlichen Prüfung stellt der Prüfungs-
ausschuss das Gesamtergebnis (Abschlussnote) der 
Laufbahnprüfung fest und gibt es der Anwärterin oder 
dem Anwärter bekannt.

(2) Bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses wird 
jede Aufsichtsarbeit mit 15 Prozent, die Prüfungsarbeit 
mit 35 Prozent und die mündliche Prüfung mit 35 Pro-
zent berücksichtigt.

(3) Für das Gesamtergebnis gelten die folgenden Noten

- Sehr gut

- Gut

- Befriedigend

- Ausreichend

- Nicht bestanden.

(4) Die Prüfung ist bestanden bei einem Wert von

15 und 14 Punkten mit      Sehr gut

13 bis 11 Punkten mit Gut 

10 bis 8 Punkten mit   Befriedigend

  7 bis 5 Punkten mit    Ausreichend.

(5) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn

1.   eine Aufsichtsarbeit „ungenügend“ bewertet wurde 
oder

2.   beide Aufsichtsarbeiten „mangelhaft“ bewertet wur-
den oder

3.   eine Aufsichtsarbeit „mangelhaft“ bewertet wurde 
und dabei die Durchschnittspunktzahl beider schrift-
lichen Arbeiten 4,5 oder schlechter lautet oder

4.   die häusliche Prüfungsarbeit nicht mindestens „aus-
reichend“ bewertet wurde oder

5.   die mündliche Prüfung nicht mindestens „ausrei-
chend“ bewertet wurde.

(6) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn der Prüf-
ling 

1.   die häusliche Prüfungsarbeit nicht rechtzeitig ein-
reicht oder

2.   ohne vom Prüfungsausschuss anerkannten Grund zu 
einer oder beiden Aufsichtsarbeiten oder zur mündli-
chen Prüfung nicht erscheint oder einen dieser Prü-
fungsteile abbricht oder eine oder beide Aufsichtsar-
beiten nicht abgibt oder

3.   nach § 25 von der weiteren Teilnahme an der Prüfung 
ausgeschlossen ist.

§ 21 
Prüfungszeugnis

(1) Über das Ergebnis der bestandenen Prüfung händigt 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ein 
Prüfungszeugnis aus, das die Einzelnoten und das Ge-
samturteil enthält. 

(2) Bei Nichtbestehen der Prüfung wird die Einstel-
lungsbehörde vom Prüfungsausschuss entsprechend in-

formiert. Die Einstellungsbehörde erteilt dem Prüfl ing 
darüber einen schriftlichen Bescheid. 

§ 22
Wiederholung der Prüfung

(1) Wurde die Prüfung nicht bestanden, so darf sie ein-
mal wiederholt werden.

(2) Die Wiederholungsprüfung erstreckt sich

1.   auf die nicht mindestens „ausreichend“ bewerteten 
Arbeiten des schriftlichen Teils der Prüfung und auf 
die mündliche Prüfung oder

2.   auf die nicht mindestens „ausreichend“ bewertete 
mündliche Prüfung. 

(3) Über die Verlängerung des Vorbereitungsdienstes ent-
scheidet auf Vorschlag des Prüfungsausschusses die Ein-
stellungsbehörde.

§ 23
Regelungen für Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen sind für die Teilnahme an 
Prüfungen die ihrer Behinderung angemessenen Erleich-
terungen zu gewähren. Die Entscheidung hierüber trifft 
die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person. Art und 
Umfang der Erleichterungen sind mit den betroffenen 
Personen zu erörtern. Die Erleichterungen dürfen nicht 
zu einer qualitativen Herabsetzung der Prüfungsanfor-
derungen insgesamt führen. Bei schwerbehinderten Men-
schen und ihnen gleichgestellten behinderten Menschen 
ist die zuständige Schwerbehindertenvertretung recht-
zeitig zu informieren und anzuhören. Diese kann an 
mündlichen Prüfungen der betroffenen Personen beob-
achtend teilnehmen.

§ 24
Niederschrift und Einsichtnahme

(1) Über die Ablegung der Prüfung ist für jede Anwärte-
rin und jeden Anwärter eine Niederschrift zu fertigen. 
Die Niederschrift ist zusammen mit den Prüfungsarbei-
ten mindestens fünf Jahre aufzubewahren.

(2) Die Anwärterin oder der Anwärter kann nach Ab-
schluss des Prüfungsverfahrens innerhalb eines Jahres 
Einsicht in die Prüfungsarbeiten einschließlich der Be-
wertungen nehmen.

§ 25 
Verstöße gegen die Prüfungsordnung

(1) Eine Anwärterin oder ein Anwärter, die oder der bei 
der Anfertigung der schriftlichen Aufsichtsarbeiten er-
heblich gegen die Ordnung verstößt, kann die Aufsicht 
von der Fortsetzung dieser Arbeiten ausschließen. Wird 
bei der Anfertigung einer Arbeit eine Täuschung oder ein 
Täuschungsversuch unternommen, so ist dies in einer 
Niederschrift zu vermerken und die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses davon unverzüglich zu unter-
richten.

(2) Über die Folgen einer Täuschung oder eines Täu-
schungsversuches oder eines erheblichen Verstoßes gegen 
die Ordnung entscheidet der Prüfungsausschuss. Er be-
wertet die vorliegende Arbeit in der Regel mit der Note 
„ungenügend“ und der Punktzahl Null, in besonderen 
Fällen kann er nach dem Grad der Verfehlung die Wie-
derholung dieser Prüfung anordnen oder die Laufbahn-
prüfung für nicht bestanden erklären. Maßnahmen nach 
Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn nach dem letzten Prü-
fungstag mehr als drei Jahre vergangen sind.

Teil 4
Schlussbestimmungen

§ 26
Übergangsvorschrift

Die Ausbildung und Prüfung der vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung eingestellten Anwärterinnen und Anwärter 
richtet sich nach den Vorschriften der bisherigen in § 27 
Absatz 2 genannten Verordnung.
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§ 27 
Schlussvorschriften

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung gehobener umwelttechnischer Dienst vom 31. Ok-
tober 1997 (GV. NRW. S. 404) außer Kraft.

Düsseldorf, den 6. März 2019

Die Ministerin
für Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ursula  H e i n e n - E s s e r
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Anlage 1 
(zu §§ 6 und 8 ) 

 
Ausbildungsrahmenplan 

für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamtes des  
umwelttechnischen Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen  

 
Ausbildungs-  

Ausbildungsstellen/Lehrgänge und Ausbildungsinhalte Abschnitt 
 

Dauer**) 
(Wochen) 

I 3 

 
Einführungslehrgang 
Allgemeines 
- Umweltschutz als planerische und ordnungsrechtliche Aufgabe 
- Überblick über die Verwaltungsorganisation in NRW und ihre Rechtsquellen 
- Überblick über Aufgaben und Organisation der Umweltverwaltung, 
geschichtlicher Rückblick 
- Grundzüge der Verwaltungspraxis 
Fachübergreifende Rechtsgrundlagen 
- Grundlagen des Verwaltungsrechts 
- Verfassungsrecht 
- Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten 
- Ordnungsrecht 
- Strafrecht / Ordnungswidrigkeitenrecht 
- Bau- und Planungsrecht 
- Zivilrecht 
- Ausschüsse, Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften in der Wasser- und 
Abfallwirtschaft sowie im Immissionsschutz 
Fachbezogene Rechtsgrundlagen 
- Grundzüge des Umweltrechts (national, international) in den Bereichen Abfall, 
Boden, Gefahrstoffe, Gentechnologie, Lärm / Erschütterungen, Luft, 
Umweltverträglichkeit und Wasser, Klimaschutz, Naturschutz 
 

II 14*) 

 
Ausbildungsbehörde 
- Organisation und Aufgabe der Ausbildungsbehörde sowie Einführung in den 
technischen und nichttechnischen Bürodienst 
- Ziele und Grundsätze der Kreislaufwirtschaft, Abfallwirtschaftsplanung, 
Abfallbehandlung, Abfallbeseitigung, Überwachung der Abfallentsorgung, 
Stoffstromkontrollen, Bodenschutz und Altlasten 
- Produktionstechnologien und deren Bewertung hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
(Lärm und Erschütterungen, Luftreinhaltung, Abgasreinigung, Gerüche, Störfall- 
und umweltgefährdende Stoffe, Klimaschutz) 
- Technologien zur Vermeidung und Verminderung der umweltbeeinträch-
tigenden Auswirkungen bei der Abfall- und Abwasserbehandlung, 
Luftreinhaltung und bei Lärm- und Erschütterungsminderungsmaßnahmen 
- Grundlagen der Wasserwirtschaft, Wasserrahmenrichtlinie, Oberirdische 
Gewässer, Gewässerüberwachung, Gewässernutzungen, Einleiterüberwachung, 
Abwasserbeseitigung, Abwasserabgabe, Wasserversorgung, Grundwasser, 
wassergefährdende Stoffe, Hochwasserschutz 
 
- Vollzug der fachlichen Rechtsvorschriften durch zum Beispiel Zulassungen,  
Überwachungen, Anordnungen und Erstellung von Bescheiden, Stellungnahmen 
und Berichten 
 
- Selbständige Mitarbeit in allen Arbeitsbereichen, Teilnahme an Messungen, 
Probenahmen, Abnahmen und Anlagenüberwachungen 
- Organisation und Aufgabe der Informationstechnik 
- Grundlagen der Mess-, Untersuchungs- und Analysetechnik 
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III 10 

 
Verwaltungslehrgang/Selbstlernkurs und –  
Studium in der Ausbildungsbehörde/ 2 Tage Aufsichtsarbeiten 
- Vertiefung der im Einführungslehrgang (Abschnitt I) vermittelten Grundlagen, 
- Weitere fachübergreifende Rechtsgrundlagen wie z.B. Landschafts- und 
Naturschutzrecht, Haushaltsgrundlagen und -bewirtschaftung, 
Finanzierungsprogramme, Beschaffung, Grundlagen des Vergaberechts 

IV 3 

 
Basisseminar „Zielvorstellungen und Strategien bei Wasser, 
Boden, Luft, Abfall und Lärm“ 
Grundlagen und technische Regeln, Voruntersuchungen, Planung, 
Erheben, Beschreiben und Bewerten von Daten, 
Genehmigung, Durchführung und Überwachung von Maßnahmen, 
Instandsetzung, Sanierung 
in den Bereichen 
- Bewirtschaftung der Gewässer 
- Trinkwasserversorgung und –beschaffenheit 
- Abwasserbeseitigung 
- Oberflächengewässer, Stauanlagen und Hochwasserschutz 
- Luftreinhalteplanung, Lärmminderungsplanung 
- Altlasten 
- Produktionstechnologien und Auswirkungen, Emissionsminderung 
 

V 16*) 

Ausbildungsbehörde 
wie Ausbildungsabschnitt II (einschließlich vier Wochen für die häusliche 
Prüfungsarbeit) 
 

VI 4 

Anwärterin bzw. Anwärter der Landesverwaltung bei einer Gebiets-
körperschaft - Allgemeine Angelegenheiten 
- Organisation und Aufgaben als Selbst- und Auftragsverwaltung 
- Kommunales Verfassungsrecht 
- Bauleitplanung, Naturschutz 
 
Anwärterin bzw. Anwärter der Gebietskörperschaften bei einer 
Bezirksregierung - Allgemeine Angelegenheiten 
- Organisation und Aufgaben der Bezirksregierung als Bündelungsbehörde 
- Fach- und Dienstaufsicht 
- Regionalplanung, Naturschutz 
 

VII 2 

 
Lehrgang „Gesprächs- und Verhandlungsführung, Arbeitstechniken“ 
Persönliche Arbeitsorganisation, Umgang mit Stress, Gesprächs- und 
Verhandlungsführung 
 

VIII 3 

 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
- Organisation und Aufgaben des LANUV 
- Gutachten und Stellungnahmen für Aufsichtsbehörden und Gerichte 
- Grundzüge der Fachplanungen 
- Messungen, Untersuchungen 
- Notifizierungen von Untersuchungsstellen 
 

IX 10*) 

 
Ausbildungsbehörde 
wie Ausbildungsabschnitt II (einschließlich 3 Wochen Prüfungsvorbereitung und 
mündliche Prüfung) 
 

*) Inklusive Zeit für Erholungsurlaub nach § 11 VAP U 2.1 (insgesamt ca. 7 Wochen) 
**) Geringfügige Abweichungen von der angegebenen Wochendauer sind möglich, jedoch ist die Gesamtdauer 
von 15 Monaten (= rd. 65 Wochen) einzuhalten. 
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Anlage 2 
(zu § 10) 

 
Beurteilung 

 
über die/den ............................................................................................................................. 

 (Dienstbezeichnung)      (Vor- und Familienname) 
 
 
für die Zeit der Ausbildung bei/im ………................................................................................. 

(Behörde/Dezernat) 
 

von ................................................................. bis ................................................................... 
 
A. Fachkenntnisse 
(Umfang und Anwendung der Fachkenntnisse) 
 
………………………….……………………………………………………………….…………….. 
 
………………………………………………………………………………………………………… 
B. Leistungsfähigkeit 
(Auffassung, Denk- und Urteilsfähigkeit, Lernfähigkeit, Ausdrucksfähigkeit in Wort und Schrift) 
 
………………………………………………………………………………………….……………… 
 
…………………………………………………………………………………………………………. 
C. Dienstliches Verhalten 
(Arbeitsbereitschaft, Arbeitsverhalten, Umgang mit Mitarbeitern und Publikum) 
  
………………………………………………………………………………………..………………… 
 
…………………………………………………………………………………………………………. 
Gesamturteil (Note gemäß § 19 Absatz 4 VAP U 2.1): 
 
………………………………………………………………………………………………………….. 
Besonderheiten: 
 
…………………………………………………………………………………………………………. 

…………………………………………………………………………………………………………. 

…………………………………………. …………………………………………………………….. 

  
 

……………..…................................................. 
 Unterschrift der/des Ausbildungsbeauftragten 
 Amtsbezeichnung 
Kenntnis genommen und erörtert am: 
 
...................................................., den ...................................... 
 
 
................................................................................................... 
(Anwärterin/Anwärter) 

 

– GV. NRW. 2019 S. 176
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212

Verordnung
über die Schiedsstelle nach § 36 

des Pfl egeberufegesetzes
(Pfl egeberufe-Schiedsstellenverordnung – 

Pfl BSchiedsVO)
Vom 11. März 2019

Auf Grund des § 36 Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 1 des Pfl e-
geberufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl.  I S.  2581) in 
Verbindung mit §  3 der Pfl egeberufezuständigkeitsver-
ordnung vom 11. September 2018 (GV. NRW. S. 539) ver-
ordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales: 

§ 1
Mitglieder

(1) Die nach §  36 Absatz  2 Satz  1 und 2 und Absatz  3 
Satz 1 und 2 des Pfl egeberufegesetzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl.  I S.  2581) beteiligten Organisationen (beteiligte 
Organisationen) bestellen die Mitglieder der Schieds-
stelle (Mitglieder) und für jedes Mitglied mindestens je 
eine Stellvertretung durch schriftliche Benennung ge-
genüber der bei der Bezirksregierung Münster eingerich-
teten Geschäftsstelle der Schiedsstelle (Geschäftsstelle).

(2) Werden bis spätestens sechs Wochen nach Beginn 
einer Amtsperiode 

1.   von den beteiligten Organisationen keine Mitglieder 
oder Stellvertretungen benannt oder 

2.   kommt innerhalb dieser Frist eine Einigung über die 
Person für den Vorsitz und deren Stellvertretung nicht 
zustande und wird auch niemand für das Losverfah-
ren nach § 36 Absatz 2 Satz 4 des Pfl egeberufegeset-
zes benannt, 

bestellt das für Pfl ege zuständige Ministerium im Fall 
von Nummer 1 die Mitglieder oder deren Stellvertretun-
gen und benennt im Fall von Nummer 2 die Personen für 
das Losverfahren.

(3) Der Vorsitz darf innerhalb von zwölf Monaten vor 
der Bestellung weder haupt- noch nebenberufl ich bei 
einer der beteiligten Organisationen tätig gewesen sein.

§ 2
Amtsperiode

(1) Die Mitglieder einschließlich des Vorsitzes werden 
für vier Jahre bestellt (Amtsperiode). Die Amtsdauer der 
während einer Amtsperiode neu hinzutretenden Mitglie-
der oder deren Stellvertretungen endet mit dem Ablauf 
der Amtsperiode.

(2) Die Mitglieder und deren Stellvertretungen bleiben 
nach Ablauf der Amtsperiode bis zu ihrer erneuten Be-
stellung oder der Bestellung ihrer Nachfolge im Amt.  

(3) Die erste Amtsperiode beginnt am 1. März 2019.

§ 3
Abberufung und Niederlegung

(1) Die oder der Vorsitzende (Vorsitz) und ihre oder seine 
Stellvertretung können von den beteiligten Organisatio-
nen einstimmig aus wichtigem Grund abberufen werden. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn Vorsitz 
oder Stellvertretung

1.  ihre Pfl ichten gröblich verletzt haben,

2.  sich als unwürdig erwiesen haben oder

3.  ihr Amt nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können.

Kommt eine Einigung nicht zustande, kann das zustän-
dige Ministerium den Vorsitz und seine Stellvertretung 
abberufen, wenn dies eine der beteiligten Organisationen 
beantragt.

(2) Die übrigen Mitglieder und deren Stellvertretungen 
können von den jeweils entsendenden beteiligten Orga-
nisationen abberufen werden. Im Fall der Benennung 
nach §  1 Absatz  2 durch das zuständige Ministerium 
kann dieses abberufen. Die Abberufung ist der Ge-

schäftsstelle unter gleichzeitiger Benennung der jeweili-
gen Nachfolge schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Niederlegung des Amtes ist gegenüber der Ge-
schäftsstelle schriftlich zu erklären. Diese hat den Vor-
sitz, die beteiligten Organisationen und das zuständige 
Ministerium zu benachrichtigen.

§ 4

Amtsführung, Sitzungsteilnahme

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind verpfl ichtet, an 
den Sitzungen teilzunehmen. Bei Verhinderung haben 
sie  die jeweils stellvertretenden Mitglieder und die Ge-
schäftsstelle zu benachrichtigen. Satz  1 gilt auch ent-
sprechend für die stellvertretenden Mitglieder.

(2) In Verfahren nach § 31 Abs. 3 des Pfl egeberufegeset-
zes darf ein Mitglied oder dessen Stellvertretung weder 
beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Ent-
scheidung eine Pfl egeschule oder Einrichtung der prakti-
schen Ausbildung betrifft, bei der es tätig oder deren Ei-
gentümer oder Gesellschafter es ist.

(3) Die Mitglieder und deren Stellvertretungen haben 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit über die ihnen 
dabei bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren. 

§ 5

Einleitung des Schiedsverfahrens

(1) Das Schiedsverfahren beginnt mit dem von einer 
oder mehreren Parteien der Budgetverhandlungen nach 
den §§ 30, 31oder 33 des Pfl egeberufegesetzes (Parteien) 
gestellten Antrag. Der Antrag ist schriftlich an den Vor-
sitz der Schiedsstelle zu richten und bei der Geschäfts-
stelle einzureichen.

(2) Der Antrag hat den Sachverhalt zu erläutern, ein zu-
sammenfassendes Ergebnis der vorangegangenen Ver-
handlung darzulegen sowie die Teile aufzuführen, über 
die eine Einigung nicht zustande gekommen ist. 

(3) Die Geschäftsstelle leitet den Parteien und den Mit-
gliedern eine Kopie des Antrags zu und fordert sie auf, 
innerhalb einer von ihr gesetzten Frist zu dem Antrag 
Stellung zu nehmen.

§ 6

Einladung, Auskunftspfl icht

(1) Der Vorsitz lädt die Mitglieder der Schiedsstelle und 
die beteiligten Parteien schriftlich mit einer Frist von 
mindestens drei Wochen zu den Sitzungen der Schieds-
stelle ein.

(2) Auf Verlangen des Vorsitzes haben die Parteien die 
für die Vorbereitung und Entscheidung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen 
vorzulegen.

§ 7

Verfahren

(1) Die Schiedsstelle entscheidet auf Grund mündlicher 
Verhandlung durch Beschluss. Die Verhandlung ist nicht 
öffentlich.

(2) Die Schiedsstelle kann auch ohne mündliche Ver-
handlung entscheiden, wenn die Parteien übereinstim-
mend auf eine mündliche Verhandlung verzichtet haben 
oder wenn sie in der Ladung darauf hingewiesen worden 
sind, dass bei Nichterscheinen auch in ihrer Abwesenheit 
verhandelt werden kann.

(3) Beratung und Beschlussfassung erfolgen in Abwe-
senheit der Parteien.

(4) Sachverständige und Zeugen können auf Beschluss 
der Schiedsstelle zur Verhandlung hinzugezogen werden, 
wenn die Parteien dies beantragen oder die Schiedsstelle 
dies für erforderlich hält.
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§ 8
Beschlussfähigkeit

Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn neben dem 
Vorsitz mindestens sechs weitere Mitglieder anwesend 
sind und die Parität zwischen Kostenträger- und Leis-
tungserbringerseite gewahrt ist. 

§ 9
Entscheidungen der Schiedsstelle

(1) Die Entscheidung der Schiedsstelle ist schriftlich zu 
begründen und den Parteien mit Rechtsmittelbelehrung 
zuzustellen. Klagen sind gegen die Schiedsstelle zu rich-
ten. Der Vorsitz vertritt die Schiedsstelle im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren.

(2) Die Schiedsstelle beschließt auch über die Veröffent-
lichung von Entscheidungen. Das Nähere kann in der 
nach §  13 zu erlassenden Geschäftsordnung geregelt 
werden.

§ 10
Verfahrensgebühr

(1) Für jedes Verfahren wird eine Gebühr zwischen 600 
Euro und 6 000 Euro erhoben.

(2) Die Entscheidung über die Höhe der Gebühr und 
deren Verteilung auf die Parteien trifft der Vorsitz durch 
Beschluss. Die Gebühr wird mit der Zustellung des Be-
schlusses nach § 9 Absatz 1 Satz 1 fällig.

§ 11
Entschädigung der Mitglieder

(1) Der Vorsitz und seine Stellvertretung erhalten auf 
Antrag von der Geschäftsstelle Erstattung der Reisekos-
ten nach den Vorschriften über die Reisekostenvergütung 
für Beamte des Landes nach dem Landesreisekostenge-
setz vom 16. Dezember 1998 (GV. NRW. S. 738) in der je-
weils geltenden Fassung. Sie erhalten für sonstige not-
wendige Barauslagen und für den Zeitaufwand von der 
Geschäftsstelle einen Pauschalbetrag, den die beteiligten 
Organisationen einvernehmlich mit Zustimmung des zu-
ständigen Ministeriums festlegen. Kommt eine Regelung 
nicht zustande, entscheidet das zuständige Ministerium.

(2) Die übrigen Mitglieder und ihre Stellvertretungen 
erhalten eine Erstattung ihrer Reisekosten, notwendigen 
Auslagen und eine Entschädigung für ihren Zeitaufwand 
von der entsendenden Organisation nach deren Regelun-
gen.

§ 12
Entschädigung für Zeugen und Sachverständige

Sachverständige und Zeugen, die auf Beschluss der 
Schiedsstelle hinzugezogen worden sind, erhalten eine 
Entschädigung nach dem Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), 
das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 11. 
Oktober 2016 (BGBl. I S. 2222) geändert worden ist.

§ 13
Geschäftsordnung

Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung, die 
der Zustimmung des zuständigen Ministeriums bedarf. 
Kommt bis zum 20. April 2019 eine Geschäftsordnung 
nicht zustande, kann sie durch das zuständige Ministe-
rium erlassen werden. In der Geschäftsordnung kann 
vorgesehen werden, dass anstelle oder zusätzlich zur 
Schriftform ein elektronisches Verfahren zur Anwendung 
kommen kann.

§ 14
Kostenerhebung

Die Geschäftsstelle erhebt die Kosten der Schiedsstelle 
gemäß § 36 Absatz 5 Satz 2 des Pfl egeberufegesetzes.

§ 15
Inkrafttreten, Berichtspfl icht

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 2019 
in Kraft. 

(2) Das zuständige Ministerium berichtet der Landesre-
gierung bis zum 31. Dezember 2024 über die Auswirkun-
gen dieser Verordnung.

Düsseldorf, den 11. März 2019

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2019 S. 185

221

Fünfzehnte Verordnung zur Änderung
der Vergabeverordnung NRW

Vom 26. Februar 2019

Auf Grund des § 6 Absatz 1 und Absatz 2 des Hochschul-
zulassungsgesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. 
S. 710), von denen Absatz 2 durch Artikel 12 des Geset-
zes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes 
zur Ratifi zierung des Staatsvertrages über die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzu-
lassung vom 5. Juni 2008 vom 18. November 2008 (GV. 
NRW. S. 710) und in Verbindung mit Artikel 6, 9 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und Artikel 12 Absatz 1 des Staatsver-
trages über die Errichtung einer gemeinsamen Einrich-
tung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 (Anlage 
zu GV. NRW. S. 710), verordnet das Ministerium für Kul-
tur und Wissenschaft:

Artikel 1

Die Vergabeverordnung NRW vom 15. Mai 2008 (GV. 
NRW. S. 386), die zuletzt durch Verordnung vom 9. April 
2018 (GV. NRW. S.  198) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Der Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

   „(2) Die zuständige Stelle gemäß § 6 des Landarzt-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 18. Dezember 
2018 (GV. NRW. S.  802) in der jeweils geltenden 
Fassung teilt der Stiftung für das Sommersemester 
bis zum 15. Januar, für das Wintersemester bis zum 
15. Juli unter Angabe der Rangplätze und der zu-
geordneten Studienorte mit, wen es für die Studi-
enplätze benennt, die gemäß §  2 des Landarzt-
gesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Staatsver-
trages über die Errichtung einer gemeinsamen 
Einrichtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 
2008 (Anlage zu GV. NRW. S.  710) vorbehalten 
sind. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“

2.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 2 Buchstabe d wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt.

  bb)  Folgende Nummer 3 wird eingefügt:

     „3. für die Zulassung von Bewerberinnen und 
Bewerbern gemäß §  2 des Landarztgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit Arti-
kel 9 Absatz  1 Satz  1 Nummer  2 des Staats-
vertrages über die Errichtung einer gemeinsa-
men Einrichtung für Hochschulzulassung vom 
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5. Juni 2008 7,6 vom Hundert im Studiengang 
Medizin.“

 b)   In Absatz 6 Satz 1 wird nach dem Wort „und“ die 
Angabe „3 sowie“ eingefügt.

3.  In § 7 Absatz 2 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Artikel 1 gilt erstmals für das Vergabeverfahren 
zum Wintersemester 2019/20.

Düsseldorf, den 26. Februar 2019

Die Ministerin
für Kultur und Wissenschaft

des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2019 S. 186

320

Dritte Verordnung
zur Änderung der eAkten-Verordnung 

 Verwaltungsgerichtsbarkeit
Vom 18. März 2019

Auf Grund des § 55b Absatz 1 Satz 2, 3, 4 und 5 der Ver-
waltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), der durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. März 2005 (BGBl.  I 
S.  837) eingefügt worden ist, und von dem Absatz  1 
Satz  5 durch Artikel 20 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl.  I S.  2208) geändert worden ist, sowie in Verbin-
dung mit §  1 Absatz  2 des Justizgesetzes Nordrhein- 
Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), verord-
net das Ministerium der Justiz:

Artikel 1

Die eAkten-Verordnung Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 
9. März 2017 (GV. NRW. S. 343), die zuletzt durch Verord-
nung vom 19. Dezember 2018 (GV. NRW. 2019 S. 2) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Bei den in der Anlage bezeichneten Gerichten werden 
die Akten in den durch Verwaltungsvorschrift bekannt zu 
machenden Verfahren nach Maßgabe der Sätze 3 und 4 
sowie des Absatzes 2 elektronisch geführt. Die Bekannt-
machung erfolgt durch Allgemeine Verfügung im Justiz-
ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen.“

bb) In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort „dem“ 
die Wörter „in der Allgemeinen Verfügung“ eingefügt.

cc) In dem neuen Satz 4 werden nach dem Wort „zum“ 
jeweils die Wörter „in der Allgemeinen Verfügung“ ein-
gefügt.

b) In Absatz  2 Satz  1 wird die Angabe „Satz  3“ wird 
durch die Angabe „Satz 4“ und das Wort „Anlage“ wird 
durch die Wörter „Allgemeinen Verfügung“ ersetzt.

2. Die Anlage wird wie folgt gefasst:

Nr. Gericht

1 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein- 
Westfalen

2 Verwaltungsgericht Minden

3 Verwaltungsgericht Arnsberg

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2019 in Kraft.

Düsseldorf, den 18. März 2019

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 187

792

Verordnung
zur Änderung der Landesjagdzeitenverordnung

Vom 14. März 2019

Auf Grund des §  24 Absatz  1 des Landesjagdgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995  S.  2, ber. 
1997 S. 56), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
12. Mai 2015 (GV. NRW. S. 448, ber. S. 629) geändert wor-
den ist, verordnet das Ministerium für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz im Einverneh-
men mit dem Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen:

Artikel 1

Die Landesjagdzeitenverordnung vom 28. Mai 2015 (GV. 
NRW. S. 468) wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die Jagd darf ausgeübt werden auf:

1. Rotwild vom 1. August bis 31. Januar

Schmaltiere und 
Schmalspießer

vom 1. Mai bis 31. Mai

2. Dam- und 
 Sikawild

vom 1. August bis 31. Januar

Schmaltiere und 
Schmalspießer

vom 1. Mai bis 31. Mai

3. Rehwild

Kitze und Ricken vom 1. September bis 
31. Januar

Schmalrehe vom 1. Mai bis 31. Mai und
vom 1. September bis 
31. Januar

Böcke vom 1. Mai bis 31. Januar

4. Muffelwild vom 1. August bis 31. Januar

5. Schwarzwild vom 1. August bis 31. Januar

Frischlinge 
(noch nicht ein-
jährige Stücke)

ganzjährig

6. Feldhasen vom 16. Oktober bis 
31. Dezember

7. Wildkaninchen vom 16. Oktober bis 
28. Februar

Jungkaninchen ganzjährig

8. Steinmarder vom 16. Oktober bis 
28. Februar

9. Iltisse vom 16. Oktober bis 
28. Februar

10. Hermeline vom 1. September bis 
28. Februar
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11. Dachse vom 1. September bis 
31. Dezember

Jungdachse ganzjährig

12. Füchse vom 16. Juli bis 28. Februar

Jungfüchse ganzjährig

13. Minke vom 16. Oktober bis 
28. Februar

14. Waschbären vom 1. August bis 
28. Februar

Jungwaschbären ganzjährig

15. Marderhunde vom 1. September bis 
28. Februar 

Jungmarder-
hunde

ganzjährig

16. Rebhühner 
mit Ausnahme 
der Beschrän-
kung nach § 2 
Nummer 1

vom 1. September bis 
15. Dezember

17. Fasanen vom 16. Oktober bis 
15. Januar

18. Wildtruthähne vom 16. März bis 30. April

19. Ringeltauben vom 1. November bis 
20. Februar

20. Höckerschwäne vom 1. November bis 
20. Februar

21. Grau-, Kanada- 
und Nilgänse 
mit Ausnahme 
der Beschrän-
kung nach § 2 
Nummer 2

Juvenile Nilgänse

mit Ausnahme 
der Beschrän-
kung nach § 2 
Nummer 2

vom 16. Juli bis 31. Januar

ganzjährig

22. Stockenten vom 16. September bis 
15. Januar

23. Waldschnepfen vom 16. Oktober bis 
15. Januar

24. Rabenkrähen vom 1. August bis 10. März

25. Elstern vom 1. August bis 
28. Februar.“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Unbeschadet des Absatzes 1 Nummer  5 darf 
die Jagd auf Schwarzwild bis zum 31. Januar 2023 
vorbehaltlich der Bestimmungen des § 22 Absatz 4 
des Bundesjagdgesetzes das ganze Jahr ausgeübt 
werden. In der Zeit vom 16. Januar bis 31. Juli sind 
bei der Jagd auf Schwarzwild die Bewegungsjagd 
sowie der Hundeeinsatz verboten. Hiervon ausge-
nommen ist die Nachsuche.“

2.  § 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

 „1. Rebhühner bis zum 31. Dezember 2023,“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 14. März 2019

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ursula  H e i n e n - E s s e r 

– GV. NRW. 2019 S. 187

822

7. Nachtrag zur Satzung der 
Deutschen Rentenversicherung Rheinland

Vom 13. Dezember 2018

Die Satzung der Deutschen Rentenversicherung Rhein-
land vom 15. Dezember 1977  (GV. NRW. 1978  S.  186), 
 zuletzt geändert durch den Sechsten Nachtrag vom 
16.  Dezember 2009 (GV. NRW. 2010  S.  159) wird durch 
Beschluss der Vertreterversammlung vom 13. Dezember 
2018 wie folgt geändert:

Artikel 1
Änderung der Satzung

§ 21 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Jeder Ausschuss ist mit je einem Vertreter der Versicher-
ten und der Arbeitgeber besetzt.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieser Nachtrag tritt mit Wirkung zum 1. Juli 2019 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 13. Dezember 2018

Der Vorsitzende
der Vertreterversammlung

Dr. Hermann Peter  W o h l l e b e n

– GV. NRW. 2019 S. 188

19. Änderung des Regionalplans Münsterland
auf dem Gebiet der Stadt Ibbenbüren

Vom 12. März 2019

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Münster hat in 
seiner Sitzung am 17. Dezember 2018 die 19. Änderung 
des Regionalplans Münsterland für den Regierungsbe-
zirk Münster, Erweiterungen eines Bereiches für gewerb-
liche und industrielle Nutzung (GIB) und Allgemeiner 
Siedlungsbereiche (ASB) im Rahmen von Flächentau-
schen sowie Umwandlung eines GIB in ASB auf dem Ge-
biet der Stadt Ibbenbüren, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Münster mit Bericht vom 18. Dezember 2018 – Aktenzei-
chen: 32.01.02.19 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S.  868) geändert 
worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Steinfurt und der Stadt Ibben-
büren zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 
geändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 11 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
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Mängeln des Abwägungsvorgangs bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Änderung des Regionalplans unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 19. Änderung des Regionalplans Münsterland 
kann Klage vor dem Oberverwaltungs gericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er-
heben.

Düsseldorf, den 12. März 2019

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2019 S. 188
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